
 

 

Vereinbarung 
 

zwischen dem 
 

Kreis Warendorf, 
Waldenburger Straße 2 in 48231 Warendorf, 

im Folgenden Kreis Warendorf genannt, 
 

und dem 
 

Arbeitskreis Jugend- und Drogenberatung 
im Kreis Warendorf e.V. 

Königstr. 9 in 59227 Ahlen, 
im Folgenden Jugend- und Drogenberatung genannt 

 

 zur Prüfung  eines Verwendungsnachweises  
und zur baufachlichen Stellungnahme 

 
 
Der Kreis Warendorf schließt auf Grundlage § 53 Abs. 1 Kreisordnung NRW in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 646, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 15.11.2016 (GV. NRW S. 966) in Verbindung mit § 103 Abs. 2 Gemeinde-
ordnung NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 666), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.11.2016 (GV. NRW S. 966)  
 
nachfolgende Vereinbarung:  
 

 
§ 1 

Vorbemerkung 
 
die Jugend- und Drogenberatung ist seit ihrer Gründung 1980 in Ahlen, in der Königsstr. 
9 ansässig. Die Jugend- und Drogenberatung möchte diese, der Stadt Ahlen gehörende 
Immobilie erwerben und barrierefrei umbauen. 
 
Hierfür werden Finanzierungsmittel bei der Stiftung Wohlfahrtspflege und bei der Stiftung 
Deutsches Hilfswerk beantragt. 
  
Die Stiftung Wohlfahrtspflege verlangt im Falle einer Förderung, dass der von der Ju-
gend- und Drogenberatung zu erstellende Verwendungsnachweis von einer öffentlichen 
Dienststelle geprüft und zur Maßnahme eine baufachliche Stellungnahme einer öffent-
lich-rechtlichen Organisation vorgelegt wird. 
 
Die Stiftung Deutsches Hilfswerk verlangt die Prüfung des Verwendungsnachweises 
durch eine siegelführende Institution (Wirtschaftsprüfer / vereidigter Buchprüfer), erkennt 
aber auch die Prüfung durch eine öffentliche Einrichtung an.   

 
 

§ 2 
Aufgabenumfang 

 
Das Rechnungsprüfungsamt des Kreises Warendorf (RPA) übernimmt die Prüfung der 
Verwendungsnachweise zum Einsatz der in § 1 genannten Zuwendungen für den Er-
werb und barrierefreien Umbau  der Immobilie Königsstr. 9, 59227 Ahlen. 
 
Darüber hinaus gibt sie die erforderliche baufachliche Stellungnahme ab. 



 

  

§ 3 
Verfahren Prüfung / Stellungnahme 

 
Im Einzelfall erfolgen durch das RPA nachstehende Maßnahmen: 
 
Stiftung Wohlfahrtspflege 

- Prüfung des Verwendungsnachweises auf Grundlage des als Anlage 1 beige-
fügten Vordrucks der Stiftung Wohlfahrtspflege NRW "Prüfvermerk auf der 
Grundlage der Fördergrundsätze i.d.F. v. 01.07.2012" 

- Baufachliche Stellungnahme: Aussage zur Sparsamkeit der Planung und 
Konstruktion, die Angemessenheit der Kosten sowie der Bezifferung der Ge-
samtkosten und Baubeschreibung. 

 Stiftung Hilfswerk 
- Prüfung des Verwendungsnachweises auf Grundlage des als Anlage 2  bei-

gefügten Verwendungsnachweises des Deutschen Hilfswerkes/der Deut-
schen Fernsehlotterie. 

 
 

§ 4 
Kostenersatz und Abrechnung 

 
Der Aufwand für die Prüfungen und für die baufachliche Stellungnahme wird auf Grund-
lage des im Prüfzeitraum aktuellen Berichtes "Kosten eines Arbeitsplatzes" der Kommu-
nalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement, Köln (KGST) abgerechnet. 
Hierbei werden die Personalkosten eines Beschäftigten für den Bereich 7 (Recht & Ver-
waltung), Entgeltgruppe E 12 angesetzt.  
 
Neben den Personalkosten werden bei der Grundlagenberechnung die nach KGST gel-
tende reduzierte Sachkostenpauschale (zurzeit 8.800 €/Jahr) und ein Verwaltungsge-
meinkostenzuschlag von 20 % der Personalkosten angesetzt. 
 
Diese Kosten werden durch die Jahresarbeitsstunden geteilt, um einen Stundenwert zu 
erhalten. Hierbei wird die für Beschäftigte geltende KGST-Normalarbeitszeit von 39 
Std./Woche angenommen.  
Danach ergibt sich unter Berücksichtigung des KGST-Berichtes 2016/2017 ein Stun-
denwert von 70,29 €/Std. 
 
Die Abrechnung erfolgt nach den tatsächlich geleisteten Prüfstunden. 
 
Die Prüfung des Verwendungsnachweises und die baufachliche Stellungnahme müssen 
bei der  Stiftung Wohlfahrtspflege durch eine öffentliche Behörde erfolgen. Die Vertrags-
parteien gehen insoweit davon aus, dass die Aufgabenwahrnehmung durch den Kreis 
Warendorf zu keiner Wettbewerbsverzerrung führt und somit keine Pflicht zur Umsatz-
besteuerung begründet wird.  
Sollte eine andere Bewertung erfolgen, wird die Umsatzsteuer durch die Jugend- und 
Drogenberatung übernommen. 
 
Das Deutsche Hilfswerk sieht für die Prüfung des Verwendungsnachweises eine siegel-
führende Institution (Wirtschaftsprüfer / vereidigter Buchprüfer) vor. Auch wenn das 
Deutsche Hilfswerk eine öffentliche Prüfung anerkennt, ist die Prüfung im vorliegenden 
Fall grundsätzlich umsatzsteuerpflichtig.  
Da aber die Grenzen des Betriebes gewerblicher Art zur Zeit nicht überschritten werden, 
ist die Leistung derzeit umsatzsteuerfrei. Sollte eine andere Bewertung erfolgen, wird die 
Umsatzsteuer durch das Deutsche Hilfswerk übernommen. 
  
Der Rechnungsbetrag ist 1 Monat nach Rechnungsstellung fällig. 

 



 

  

§ 5 
Salvatorische Klausel 

 
Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam oder nicht durchführbar sein 
oder werden, so werden die übrigen Bestimmungen davon nicht berührt.  
Der Kreis Warendorf und die Jugend- und Drogenberatung sichern sich für diesen Fall 
zu, die betroffene Regelung durch eine wirksame oder durchführbare, dem Sinn der 
Vereinbarung entsprechende Regelung zu ersetzen, durch die der beabsichtigte Verein-
barungszweck erreicht wird.  
Entsprechendes gilt für Regelungslücken in der Vereinbarung. 
 
 
 
Warendorf, den     Ahlen, den 
 
Kreis Warendorf     Jugend- und Drogenberatung 
Der Landrat        
 
 
______________________________   ______________________ 
Dr. Olaf Gericke     Wilhelm Kreutz 

1. Vorsitzender  
      
 
i. A.___________________________   ______________________ 
Dr. Stefan Funke     Edwin Scholz  
Kreiskämmerer     Geschäftsführer 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
















